Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/641 


28. 5. 73 


Sachgebiet 61 


Unterrichtung 

durch den Bundesrat 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses zum Gesetz 
zur Reform des Grundsteuerrechts 
— Drucksachen 7/78, 7/485 — 


Der Überschrift „Gesetz zur Reform des Grund- 
steuerrechts" sind die Worte „und zur Änderung 
vermögensteuerrechtlicher Vorschriften" anzufügen. 

Nach Artikel 6 sind folgende Vorschriften einzu- 
fügen: 

, Artikel 6 a 

Änderung des Vermögensteuergesetzes 

Das Vermögensteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 10. Juli 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 137), zuletzt geändert durch das Steueränderungs- 
gesetz 1971 vom 23, Dezember 1970 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1856), wird wie folgt geändert: 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden 

aa) die Zahl „20 000" jeweils durch die Zahl 
„60 000" 
und 

bb) in Ziffer 3 das Wort „fünfundzwanzigste" 
durch das Wort „siebenundzwanzigste" 
ersetzt? 

b) in Absatz 2 werden 

aa) die Zahl „5 000" durch die Zahl „10 000", 

bb) die Zahl „100 000" durch die Zahl 
„150 0000", 

cc) die Zahl „200 000" jeweils durch die Zahl 
„300 000" 
und 


dd) die Zahl „10 000" durch die Zahl „20 000" 
ersetzt; 

c) in Absatz 3 werden 

aa) die Zahl „25 000" durch die Zahl „50 000", 

bb) die Zahl „100 000" durch die Zahl 

„150 000", 

cc) die Zahl „3 600" jeweils durch die Zahl 
„4800", 

dd) die Zahl „200 000" jeweils durch die Zahl 
„300 000", 

ee) die Zahl „50 000" durch die Zahl 

„100 000 " 

und 

ff) die Zahl „7 200" durch die Zahl „9 600" 
ersetzt. 

2. In § 8 werden die Worte „1 vom Hundert" durch 
die Worte „7,5 vom Hundert" und die Worte 
„7,5 vom Tausend" durch die Worte „5,5 vom 
Tausend" ersetzt. 

3. Nach § 20 wird der folgende § 20 a eingefügt: 

.§ 20 a 

Vermögensteuer-Hauptveranlagung 1974 

Auf den 1. Januar 1974 findet eine Hauptver- 
anlagung der Vermögensteuer statt." 

4. Der Abschnitt V, des Gesetzes erhält die Über- 
schrift „Ermächtigungs- und Schluß Vorschriften". 
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5. Nach § 21 wird der folgende § 22 eingefügt: 

»§ 22 

Anwendung des Gesetzes 

Dieses Gesetz gilt erstmals für die Vermögen- 
steuer des Kalenderjahres 1974. 

Artikel 6 b 

Änderung des Bewertungsgesetzes 

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 10. Dezember 1965 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1861), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Wahrung der steuerlichen Gleichmäßigkeit 
bei Auslandsbeziehungen und zur Verbesserung 
der steuerlichen Wettbewerbslage bei Auslands- 
investitionen vom 8. September 1972 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1713), wird wie folgt geändert: 

1. In § 111 Nr. 9 wird die Zahl „3 600"' durch die 
Zahl „4 800" ersetzt. 

2. Der Dritte Teil erhält die Überschrift 

„Übergangs- und Schlußvorschriften". 

3. Vor § 122 wird der folgende § 121 a eingefügt: 

„§ 121 a 

Sondervorschrift für die Anwendung 
der Einweitswerte 1964 

Während der Geltungsdauer der auf den Wert- 
verhältnissen am 1. Januar 1964 beruhenden 
Einheitswerte des Grundbesitzes sind Grund- 
stücke (§ 70) und Betriebsgrundstücke im Sinne 
des § 99 Abs. 1 Nr. 1 bei der Feststellung von 
Einheitswerten der gewerblichen Betriebe sowie 


für die Vermögensteuer mit 140 vom Hundert 
des Einheitswerts anzusetzen." 

4. Nach § 123 wird der folgende § 124 eingefügt: 

»§ 124 

Erstmalige Anwendung 

Die sich aus Artikel 6 b des Gesetzes zur Re- 
form des Grundsteuerrechts und zur Änderung 
vermögensteuerrechtlicher Vorschriften vom . . . 
ergebende Fassung des Bewertungsgesetzes ist 
erstmals zu berücksichtigen 

1. bei den Einheitswerten des Betriebsvermö- 
gens durch Hauptfeststellung auf den 1. Ja- 
nuar 1974, 

2. bei der Ermittlung des sonstigen Vermögens, 
des Gesamtvermögens und des Inlandsver- 
mögens zum Zwecke der Vermögensteuer bei 
der Vermögensteuer-Hauptveranlagung auf 
den 1. Januar 1974 (§ 20 a des Vermögen- 
steuergesetzes)." 

Artikel 6 c 

Ermächtigungs- und Schlußvorschriften 

(1) Bei der Vermögensteuer sind ab 1. Januar 
1974 die Vorschriften des Bewertungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 10. Dezember 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1861), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 b dieses Gesetzes, anzuwenden. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Vermögensteuergeset- 
zes in der jeweils geltenden Fassung mit neuem 
Datum, neuer Überschrift und neuer Paragraphen- 
folge bekanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten 
des Wortlauts — insbesondere hinsichtlich der bis- 
her verwendeten Bezeichnung „Ziffer" — zu besei- 
tigen.' 


Zugeleitet mit Schreiben des Präsidenten des Bundesrates vom 25. Mai 1973. 
Beschluß des Bundesrates vom 25. Mai 1973, 394, Sitzung. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Dem Bundesrat liegt das Gesetz zur Reform des 
Grundsteuerrechts (Bundesrats-Drucksache 357/73) 
zur Beschlußfassung vor, das der 7. Deutsche Bun- 
destag in seiner 31. Sitzung am 11. Mai 1973 be- 
schlossen hat. Hiernach werden die Einheitswerte 
des Grundbesitzes 1964 nur der Grundsteuer ab 
1. Januar 1974 zugrunde gelegt. 

Nach dem Schriftlichen Bericht des Finanzausschus- 
ses des Deutschen Bundestags vom 19. April 1973 
(BT-Drucksache 7/485) ist beabsichtigt, noch in die- 
sem Jahr die Anwendung der neuen Einheitswerte 
des Grundbesitzes 1964 bei der Erbschaftsteuer zum 
1. Januar 1974 im Rahmen einer Erbschaftsteuer-Re- 
form zu beschließen. Für die Vermögensteuer wer- 
den hingegen nach den Vorstellungen des Bundes- 
tags die Einheitswerte 1964 frühestens ab 1. Ja- 
nuar 1975 wirksam werden. 

Dieser Konzeption kann der Bundesrat nicht zustim- 
men. Nach Artikel 1 Abs. 1 des Bewertungsände- 
rungsgesetzes 1971 können die Einheits werte des 
Grundbesitzes 1935 bei den einheitswertabhängigen 
Steuern nicht mehr ab 1. Januar 1974 zugrunde ge- 
legt werden, so daß Vermögensteuer-Veranlagungen 
ab 1. Januar 1974 nicht mehr durchgeführt werden 
können. 

Selbst eine weitere Anwendung der Einheitswerte 
des Grundbesitzes 1935 bei der Vermögensteuer 
über den 31. Dezember 1973 hinaus durch eine Kor- 
rektur des Bewertungsänderungsgesetzes 1971 be- 
gegnet erheblichen verfassungsrechtlichen Beden- 
ken. Es muß damit gerechnet werden, daß der Bun- 
desfinanzhof ebenso wie bereits bei der Erbschaft- 
steuer so auch bei der Vermögensteuer die Verfas- 
sungsmäßigkeit der alten Einheitswerte des Grund- 
besitzes 1935 in Frage stellt. Damit würde neben der 
derzeitigen Blockierung der Erbschaftsteuererhe- 
bung die Vermögensteuer gleichermaßen nicht er- 
hoben werden können. 

Im übrigen bedeutet die gleichzeitige Geltung un- 
terschiedlicher Einheitswerte eine schwere, über- 
flüssige und nicht zu verantwortende Belastung für 
die Steuerzahler und die Finanzämter. Bei allen Än- 
derungen, die ein Grundstück betreffen (z. B. Par- 
zellierung, bauliche Maßnahmen), müßten zwei Ein- 
heitswerte ermittelt, geprüft und angewendet wer- 
den. 

Der Bundesrat sieht deshalb allein in der Anrufung 
des Vermittlungsausschusses die Möglichkeit, auch 
für die Vermögensteuer sicherzustellen, daß ab 
1. Januar 1974 die Einheitswerte des Grundbesitzes 
1964 angewendet werden. Der Bundesrat beschränkt 
sein Begehren auf die Vermögensteuer, weil er da- 
von ausgeht, daß die Anwendung der neuen Ein- 
heitswerte des Grundbesitzes 1964 bei der Erb- 
schaftsteuer zum 1. Januar 1974 rechtzeitig gesetz- 


lich geregelt werden wird. Soweit sonstige steuer- 
liche Vorschriften auf die Einheitswerte des Grund- 
besitzes zurückgreifen (insbesondere: Gesetz über 
die Ermittlung des Gewinns aus Land- und Forst- 
wirtschaft nach Durchschnittsätzen, Verordnung 
über die Bemessung des Nutzungswerts der Woh- 
nung im eigenen Einfamilienhaus, Gewerbesteuer- 
gesetz), müßten die Vorschriften zur Anwendung 
der Einheitswerte des Grundbesitzes 1964 ab 1. Ja- 
nuar 1974 in das 2. Steueränderungsgesetz 1973 auf- 
genommen werden. 

Die geforderte Ergänzung des Gesetzes durch ver- 
mögensteuerrechtliche Vorschriften wirkt sich im 
wesentlichen aufkommensneutral aus und nimmt 
grundsätzliche Fragen einer Vermögensteuerreform 
nicht vorweg. 


B. Einzelbegründung 

Artikel 6 a Änderung des Vermögensteuergesetzes 

Zu § 1 

Die Anwendung der — beim Grundvermögen um 
40 V. H. erhöhten — Einheitswerte 1964 auf die Ver- 
mögensteuer ab 1. Januar 1974 würde wegen der 
höheren Einheitswerte zu einem erheblichen Mehr- 
aufkommen (etwa 1,9 Mrd. DM) führen, falls die bis- 
herigen Freibeträge und Steuersätze beibehalten 
würden. Um dieses nicht gewollte Ergebnis zu ver- 
meiden und die Steuerneutralität zu wahren, werden 
die Freibeträge erhöht (Enlastung rd. 500 Millionen 
DM) und die Steuersätze herabgesetzt (Entlastung 
1,4 Mrd. DM). 

Zu Nummer 1 Buchstabe a 

Erhöhung des allgemeinen Freibetrags von 20 000 DM 
auf 60 000 DM. 

Zu Nummer 1 Buchstaben b und c 

Verdoppelung der Altersfreibeträge und Anhebung 
der Grenzen, die für die Gewährung dieser Frei- 
beträge gesetzt sind. 

Zu Nummer 2 

Die Senkung der Steuersätze, insbesondere des all- 
gemeinen Steuersatzes von 1 v. H. auf 7,5 v. T., 
trägt dem Grundsatz Rechnung, daß die Anwendung 
der neuen Einheitswerte zu keinem Vermögensteu- 
ermehraufkommen führen soll. 

Zu Nummer 3 

Das Wirksamwerden der neuen Einheitswerte zum 
1. Januar 1974 erfordert die Durchführung einer 
neuen Hauptveranlagung auf diesen Stichtag. 
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Zu Nummern 4 und 5 

Die Überschrift des Abschnitts V des Vermögen- 
steuergesetzes wird im Hinblick auf die Einfügung 
eines neuen § 22 (Anwendungsvorschrift) erweitert. 

Artikel 6 b Änderung des Bewertungsgesetzes 
Zu Nummer 1 

Die Anhebung der Vermögensteuerfreibeträge 
zwingt zu einer Anhebung des Rentenfreibetrags. 

Zu Nummern 2 bis 4 

§ 121 a Bewertungsgesetz ordnet einen Zuschlag von 
40 V. H. auf die Einheitswerte 1964 des Grundver- 


mögens (nicht Land- und Forstwirtschaft) bei der 
Vermögensteuer an, um der seit 1964 eingetretenen 
Wertentwicklung Rechnung zu tragen. Die Über- 
schrift des Dritten Teils wird wegen der vorste- 
henden Änderung entsprechend erweitert. § 124 re- 
gelt die erstmalige Anwendung. 


Artikel 6 c Ermächtigungs- und Schlußvorschriften 

Die Bestimmung regelt den Zeitpunkt der Anwen- 
dung der Neufassung des Bewertungsgesetzes bei 
der Vermögensteuer und gibt eine Ermächtigung 
zur Bekanntmachung der Neufassung dieses Ge- 
setzes. 


4 



